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Eigenerklärung  
für nicht präqualifizierte Unternehmen in folgendem Vergabeverfahren: 

Virtuelle Persönliche Assistenz, Vergabeverfahren: IWH2019003 

Umsatz des Unternehmens in den letzten drei abgeschlossenen 
Geschäftsjahren, soweit er Leistungen betrifft, die mit der zu 
vergebenden Leistung vergleichbar sind, unter Einschluss des 
Anteils bei gemeinsam mit anderen Unternehmen ausgeführten 
Leistungen 

€ 

€ 

€ 

Falls mein/unser Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich/werden wir im Falle einer entsprechenden 
Aufforderung durch das IWH eine Bestätigung eines vereidigten Wirtschaftsprüfers/ Steuerberaters oder 
entsprechend testierte Jahresabschlüsse oder entsprechend testierte Gewinn- und Verlustrechnungen 
vorlegen. 

Name/Firma/Organisation: 

Ansprechpartner: 

Adresse: 

Telefon: 

Telefax: 

E-Mail:

Eintragung in das Berufsregister Ihres Sitzes oder Wohnsitzes 
  Ich bin/Wir sind im Handelsregister eingetragen. Eine Kopie des Registerauszuges liegt bei. 
  Ich bin/Wir sind nicht zur Eintragung in das Handelsregister verpflichtet. 

Angaben zu Leistungen, die mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind 

Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir in den letzten fünf Jahren vergleichbare Leistungen ausgeführt habe/haben. 
Folgende Nachweise für drei (3) Referenzprojekte liegen dem Angebot bei:  

 Name und Ansprechpartner der Auftraggeber einschließlich Telefonnummer
 Auftragszeitraum

Vergleichbar                           sind solche Referenzen, in denen VPA-Leistungen unter folgenden Rahmenbedingungen 
erbracht wurden: (1.) Kommunikation in deutscher und englischer Sprache (2.) einschl ießl ich 
Edition Website-Inhalte mit dem Content-Management-System TYPO3. 
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Angabe, dass nachweislich keine schwere Verfehlung begangen wurde, die die Zuverlässigkeit als Bewerber in 
Frage stellt 

Ich/Wir erkläre(n), dass 
keine schwere Verfehlung vorliegt, die meine/unsere Zuverlässigkeit als Bewerber in Frage stellt, z. B. 
wirksames Berufsverbot (§ 70 StGB), wirksames vorläufiges Berufsverbot (§ 132a StPO), wirksame 
Gewerbeuntersagung (§ 35 GewO), rechtskräftiges Urteil innerhalb der letzten zwei Jahre gegen mich/uns oder 
Mitarbeiter mit Leitungsaufgaben wegen 

Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereinigung (§ 129 StGB), Geldwäsche (§ 261 StGB), Bestechung 
(§ 334 StGB), Vorteilsgewährung (§ 333 StGB), Diebstahl (§ 242 StGB), Unterschlagung (§ 246 StGB),
Erpressung (§ 253 StGB), Betrug (§ 263 StGB), Subventionsbetrug (§ 264 StGB), Kreditbetrug (§
265b StGB), Untreue (§ 266 StGB), Urkundenfälschung (§ 267 StGB), Fälschung technischer
Aufzeichnungen (§ 268 StGB), Delikte im Zusammenhange mit Insolvenzverfahren (§ 283 ff. StGB),
wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Ausschreibungen (§ 298 StGB), Bestechung im
geschäftlichen Verkehr (§ 299 StGB), Brandstiftung (§ 306 StGB), Baugefährdung (§ 319 StGB),
Gewässer- und Bodenverunreinigung (§§ 324, 324a StGB), unerlaubter Umgang mit gefährlichen Abfällen
(§ 326 StGB),

die mit Freiheitsstrafe von mehr als 3 Monaten oder Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen geahndet wurde. 

Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir in den letzten zwei Jahren nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Vorschriften, 
der zu einem Eintrag im Gewerbezentralregister geführt hat, mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten 
oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 € belegt worden 
bin/sind. 
Ab einer Auftragssumme von 30.000 Euro wird der Auftraggeber für den Bieter, auf dessen Angebot der Zu- 
schlag erteilt werden soll, einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister gem. § 150a GewO beim Bundesamt 
für Justiz anfordern. 

Angabe zu Insolvenzverfahren und Liquidation 
Ich/Wir erkläre(n), dass ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes 
Verfahren weder beantragt noch eröffnet wurde, ein Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse 
abgelehnt wurde und sich mein/unser Unternehmen nicht in Liquidation befindet. 
Ein Insolvenzplan wurde rechtskräftig bestätigt, auf Verlangen werde ich/werden wir ihn vorlegen. 

Angaben zur Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversicherung 

Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir meine/unsere Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der 
Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung, soweit sie der Pflicht zur Beitragszahlung unterfallen, 
ordnungsgemäß erfüllt habe/haben. 

Falls mein/unser Angebot/Teilnahmeantrag in die engere Wahl kommt, werde ich/werden wir eine 
Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse1, eine Unbedenklichkeitsbescheinigung des 
Finanzamtes bzw. Bescheinigung in Steuersachen2 sowie eine Freistellungsbescheinigung nach § 48b EStG 
vorlegen. 

Angabe zur Mitgliedschaft bei der Berufsgenossenschaft 

Ich bin/Wir sind Mitglied der Berufsgenossenschaft. 
Falls mein/unser Angebot/Teilnahmeantrag in die engere Wahl kommt, werde ich/werden wir eine qualifizierte 
Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft des für mich zuständigen Versicherungsträgers 
mit Angabe der Lohnsummen vorlegen. 
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1 soweit mein Betrieb beitragspflichtig ist 
2 soweit das Finanzamt derartige Bescheinigungen ausstellt 

Mir/Uns ist bekannt, dass die jeweils genannten Bestätigungen/Nachweise zu den Eigenerklärungen auf 
gesondertes Verlangen der Vergabestelle innerhalb der gesetzten Frist vorgelegt werden müssen und 
mein/unser Angebot/Teilnahmeantrag ausgeschlossen wird, wenn die Unterlagen auch nach nochmaliger 
Anforderung nicht vollständig innerhalb der Nachfrist von sechs Kalendertagen vorgelegt werden. 

_______________ _______________ ________________________ 
Ort Datum Unterschrift 



Gesetz über die Vergabe öffentlicher Aufträge in Sachsen-Anhalt (Landesvergabegesetz – 
LVG LSA) vom 19.11.2012, veröffentlicht im GVBl. LSA Nr. 23/2012) 

Erklärung zum Nachunternehmereinsatz 
(§ 13 Abs. 2 und 4 des Landesvergabegesetzes)

Der Auftragnehmer verpflichtet sich nach § 13 Abs. 2 und 4 des Landesvergabegesetzes für 
den Fall des Nachunternehmereinsatzes, 

1.  eine Beauftragung von Nachunternehmern oder Verleihern nur vorzunehmen, wenn diese
ihren Arbeitnehmern mindestens die Arbeitsbedingungen gewähren, welche ich/wir selbst
einzuhalten verspreche(n),

2.  bevorzugt kleine und mittlere Unternehmen zu beteiligen, soweit es mit der
vertragsgemäßen Ausführung des Auftrags zu vereinbaren ist,

3.  Nachunternehmer davon in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen öffentlichen
Auftrag handelt,

4.  bei der Weitergabe von Bauleistungen an Nachunternehmer die Allgemeinen
Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen der Vergabe- und
Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/B), bei der Weitergabe von Dienstleistungen die
Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen der Vergabe- und
Vertragsordnung für Leistungen (VOL/B) zum Vertragsbestandteil zu machen und

5.  den Nachunternehmern keine, insbesondere hinsichtlich der Zahlungsweise,
ungünstigeren Bedingungen aufzuerlegen, als zwischen dem Auftragnehmer und dem
öffentlichen Auftraggeber vereinbart sind.

………………………………………….. ………………………………………….. 
(Ort, Datum) (Unterschrift, Firmenstempel) 

Vergabeverfahren: IWH2019003



Gesetz über die Vergabe öffentlicher Aufträge in Sachsen-Anhalt (Landesvergabegesetz – 
LVG LSA) vom 19.11.2012, veröffentlicht im GVBl. LSA Nr. 23/2012) 

Erklärung zur Tariftreue und Entgeltgleichheit 
(§ 10 Abs. 1 und  3 des Landesvergabegesetzes)

Ich erkläre/Wir erklären, dass 

1. meinen/unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Ausführung der Leistung
Arbeitsbedingungen gewährt werden, die mindestens den Vorgaben desjenigen
Tarifvertrags entsprechen, an den das Unternehmen aufgrund des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799), zuletzt geändert durch Artikel 5
Abs. 11 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212, 249), in der jeweils
geltenden Fassung, gebunden ist. Dies gilt entsprechend für Beiträge an eine
gemeinsame Einrichtung der Tarifvertragsparteien im Sinne des § 5 Nr. 3 des
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes sowie für andere gesetzliche Bestimmungen über
Mindestentgelte.

2. meinen/unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Auftragsdurchführung bei
gleicher oder gleichwertiger Arbeit gleiches Entgelt gezahlt wird.

Ich bin mir/Wir sind uns bewusst, dass die Nichtabgabe oder die Abgabe einer 
unvollständigen oder ersichtlich falschen Erklärung sowohl durch mich/uns, als auch 
meiner/unserer Nachunternehmer  nach § 15 des Landesvergabegesetzes zum Ausschluss 
des Bieters während des laufenden Vergabeverfahrens führen kann. 

Verstöße gegen die Verpflichtungen in dieser Erklärung können zum Nachteil des 
Auftragnehmers zu einer Vertragsstrafe, fristlosen Kündigung des Vertrages und  einer 
Auftragssperre für die Dauer von bis zu drei Jahren nach § 18 des Landesvergabegesetzes 
führen. 

………………………………………….. ………………………………………….. 
(Ort, Datum) (Unterschrift, Firmenstempel) 

Vergabeverfahren: IWH2019003
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Verantwortliches Personal

Virtuelle Persönliche Assistenz, Vergabeverfahren: IWH2019003  

Name/Firma/Organisation: 

Ansprechpartner: 

Adresse: 

Telefon: 

Telefax: 

E-Mail:

Name, Vorname

_______________ _______________ ________________________ 
Ort Datum Unterschrift 

berufliche Qualifikation berufliche Erfahrung seit

__________________ _________________________________ ________________________________

__________________ _________________________________ ________________________________

__________________ _________________________________ ________________________________

__________________ _________________________________ ________________________________
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Eigenerklärung       Datenschutz 

Virtuelle Persönliche Assistenz 

Vergabeverfahren: IWH2019003  

Name/Firma/Organisation: 

Ansprechpartner: 

Adresse: 

Telefon: 

Telefax: 

E-Mail:

Ich/Wir erkläre(n), dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unserer Firma auf das Datengeheimnis 
(§ 5 Bundesdatenschutzgesetz bzw. vergleichbare landesrechtliche Norm) verpflichtet wurden und ein
betrieblicher Datenschutzbeauftragter (§ 38 Bundesdatenschutzgesetz bzw. vergleichbare
landesrechtliche Norm) bestellt ist.Wir fügen unserem Angebot das Muster unseres DSGVO-
konformen Auftragsverarbeitungsvertrages bei.

_______________ _______________ ________________________ 
Ort Datum Unterschrift 



Bieter: Vergabenummer: 
IWH2019003 

Vergabegegenstand: 
Virtuelle Persönliche Assistenz 

Name und Rechtsform des sich verpflichtenden Unternehmens: 

Verpflichtungserklärung anderer Unternehmen 
(von jedem Nachunternehmer auszufüllen) 

Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns, im Falle der Auftragsvergabe an den o. g. Bieter diesem mit den 
Fähigkeiten (Mittel/Kapazitäten) meines/unseres Unternehmens für den/die nachfolgenden 
Leistungsbereich(e) zur Verfügung zu stehen. 

Leistungsbereich Beschreibung der Mittel/Kapazitäten 

Hiermit erkläre/n ich/wir, dass ich/wir die Ausschlussgründe nach § 6 Abs. 5 VOL/A zur Kenntnis genommen 
habe/n und diese bei mir/uns nicht vorliegen. 

Hiermit erkläre/n ich/wir in den letzten zwei Jahren nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Vorschriften, der zu 
einem Eintrag ins Gewerberegister geführt hat, mit einer Freiheitsstrafe von mehr als 3 Jahren oder einer 
Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden 
bin/sind. 

Ort: 
Datum: 

Stempel und Unterschrift 

_______________________ 

Anmerkung: 

Sofern Verpflichtungserklärungen  in Kopie oder als Fax vorgelegt werden, behält sich die Vergabestelle vor, die 
Originale zu verlangen. 
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